
drängungswettbewerbs zum Schaden unserer Landwirtschaft 
und unserer Nahrungsgüterindustrie führen. Und die Krone die­
ses Angebots besteht noch darin, daß dafür Haushaltsmittel ein­
gesetzt werden sollen. Durchsichtiger kann es wohl nicht mehr 
gehen.

Zweitens: Beide deutsche Regierungen haben als Folge ihres 
unbedachten Schrittes im deutsch-deutschen Einigungsprozeß 
die große Verantwortung, die Lage in unserem Lande und spe­
ziell in der Landwirtschaft nicht zu einer politischen und sozia­
len Konfliktsituation ausufern zu lassen. Unverzüglich sollten 
Verhandlungen zur Aufstockung des Finanzrahmens für den 
Agrarhaushalt und der bisher weitgehend ausgeklammerten 
Verarbeitungsindustrie aufgenommen werden. Schnelle Ent­
scheidungen sind nötig, um den Menschen auf dem Lande ein 
positives Signal zu geben. Dafür könnte Herr Haussmann 
durchaus Mittel frei machen. Die gegenwärtige Situation hält ja 
sogar Bauern davon ab, private Landwirtschaftsbetriebe zu 
gründen, obwohl dafür alle gesetzlichen Möglichkeiten gege­
ben sind, weil ohne Absatz jede Landwirtschaft sinnlos ist. Ich 
bedanke mich.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Gestatten Sie eine Nachfrage? - Bitte schön.

Dr. Paar (CDU/DA):

Herr Dr. Schumann, da Sie die Situation in der Landwirtschaft 
allein dieser Regierung anlasten, darf ich Ihr Gedächtnis zumin­
dest dahingehend auffrischen, daß es die Modrow-Regierung ge­
wesen ist, die den Exportstopp verfügt hat, gleichzeitig aber 
auch Futtergetreide importiert hat, so daß wir diesen riesigen 
Fleischberg haben?

Dr. Schumann (PDS):

Herr Dr. Paar, erstens habe ich in meinen Ausführungen 
schon zum Ausdruck gebracht, daß keineswegs nur diese Regie­
rung schuld ist, sondern daß die Ergebnisse der vorangegange­
nen Politik von dieser Regierung beachtet werden sollten. Das 
war meine Aussage, die ich hier deutlich gemacht habe. Und das 
ist nicht geschehen.

Die zweite Geschichte: Ich kann mich absolut nicht daran erin­
nern, aber ich kann Herrn Modrow fragen, ob die Modrow-Regie- 
•ung einen Exportstopp getätigt hat.

(Dr. Watzeck, DBD/DFD: Nein, ganz im Gegenteil!)

Dr. Watzeck verneint das also auch. Der Landwirtschaftsmini­
ster sitzt ja hier. Er kann das viel besser beantworten als ich, ob 
es in dieser Zeit einen Exportstopp gegeben hat. Ich kann mich 
auch nicht daran erinnern. In dieser Zeit sind ja gerade Exporte 
gelaufen.

(Beifall bei PDS und DBD/DFD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Jetzt rufe ich von der Fraktion der DSU den Ab­
geordneten Prof. Walther.

Prof. Dr. Walther für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fraktion der 
DSU begrüßt jeden Schritt

(Dr. Eimer, SPD: Na, prima! - Heiterkeit und Beifall)

der Regierung und dieses Hohen Hauses zur Beruhigung der 
krisenhaften Situation in der Landwirtschaft. Bereits mehrfach

standen die Probleme des Absatzes landwirtschaflicher Erzeug­
nisse auf der Tagesordnung dieses Hohen Hauses, die haupt­
sächlich zu der befürchteten Krise in der Landwirtschaft geführt 
haben. Wir müssen aber davon ausgehen - und mein Vorredner 
sprach in ähnlichen Worten auch davon -, daß diese Probleme 
nicht unbedingt hausgemacht sind, sondern daß die Landwirt­
schaft auch im EG-Raum und darüber hinaus ein Wirtschafts­
zweig ist, der wie kein anderer durch staatliche und überstaatli­
che dirigistische Maßnahmen gesteuert und zum Teil nur da­
durch am Leben erhalten wird.

Außerdem spielt sich auf unserem Territorium ein einmaliger 
Vorgang des schnellen Überganges von der kommunistischen 
Kommandowirtschaft in die soziale Marktwirtschaft ab, wofür es 
in der Wirtschaftsgeschichte bisher kein Beispiel gibt. Es waren 
somit keine Erfahrungen vorhanden, mit denen wir bei diesem 
komplizierten Übergangsprozeß hätten arbeiten können.

Die in diesem Hohen Hause kürzlich behandelten, verabschie­
deten und zum Teil in Arbeit befindlichen Gesetze zu notwendi­
gen Regelungen in der Landwirtschaft greifen zu spät, bei aller 
Hochachtung der geleisteten Arbeit an diesen Gesetzen durch 
die Gremien der Legislative und der Exekutive. Wir müssen lei­
der konstatieren, daß der Markt für Produkte aus der Landwirt­
schaft und Verarbeitungsindustrie der bisherigen DDR per 2. Ju­
li 1990 nahezu zusammengebrochen ist.

Wir müssen weiterhin feststellen, daß die Vorbereitung auf die 
soziale Marktwirtschaft in diesem Bereich hauptsächlich aus 
oben genannten Gründen äußerst unzureichend war. Das be­
trifft alle Verantwortlichen sowohl in der landwirtschaftlichen 
Produktion als auch in der Verarbeitungsindustrie, im Handel 
und auf allen Ebenen der Verwaltung. Die Schaffung der grünen 
Grenze zunüSchutz unseres Marktes für landwirtschaftliche Er­
zeugnisse war eine Illusion. Die Produkte Rossen und fließen 
hauptsächlich aus einer Richtung. Die Binnenzollämter und das 
Amt für Wettbewerbsschutz konnten die ihnen übertragene Ar­
beit noch nicht leisten. Deren Wirksamkeit ist auf der Grundlage 
der geschaffenen gesetzlichen Regelung umgehend zu erhöhen.

Noch besser erscheint uns aber die volle Liberalisierung des 
Handels, wenn diese Liberalisierung von umfassenden Maßnah­
men zur Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit privater Gewer­
betreibender flankiert wird. Die Landwirtschaft, die Verarbei­
tungsindustrie und der Handel müsen durch tiefgreifende Ratio­
nalisierung zu höherer Effektivität gelangen, damit die Bevölke­
rung nicht durch ungerechtfertigt hohe Preise die fehlende Effi­
zienz dieser Bereiche finanzieren muß.

Qualität und Verpackung unserer Erzeugnisse müssen sicht­
bar verbessert werden, ein modernes Vermarktungssystem ist 
aufzubauen, damit Erzeugnisse aus Land- und Nahrungsgüter­
wirtschaft unseres Landes wieder in die Regale kommen, auf 
die die Käufer warten und die sie kaufen wollen und natürlich 
sollen.

Eine Möglichkeit des erhöhten Absatzes besteht darin, diese 
Erzeugnisse preisgünstiger anzubieten als Konkurrenzproduk­
te aus Richtung Westen. Die finanzielle Abstützung dieser Maß­
nahmen durch Steuererleichterung wäre wohl das kleinere Übel 
gegenüber der massenhaften Übernahme landwirtschaftlicher 
Produkte in die Intervention oder das Fast-Verschenken auf dem 
Weltmarkt.

Eine Verkürzung des Weges vom Erzeuger zum Verbraucher 
ist dringend erforderlich, gegebenenfalls einfach durch Aus­
schaltung des Großhandel, wie das zur Zeit in Ansätzen schon in 
verschiedenen Regionen erfolgreich praktiziert wird. Aber auch 
die Abschaffung der Wasserköpfe in den Verwaltungen z. B. von 
HO und Konsum muß zügig vorangetrieben werden. Die alten 
Leiter der SED-Zeit sind nun einmal in der Regel ungeeignet, die 
heutigen Probleme zu lösen.

(Gelächter bei der PDS; Beifall bei den Fraktionen der Regie­
rungskoalition)

Ja, in vielen Exemplaren sind sie auch ausgesprochen unwillig, 
die Probleme zu lösen, sowohl kurzfristig wie mittelfristig.
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